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Verdachtskündigung: Bedenken gegen außerordentliche Kündigung wegen des Verdachts einer strafbaren Handlung


An die 										              Ort, Datum
Personalabteilung der Firma ...
– im Hause –


Absender
Betriebsrat der Firma …
– im Hause –

 
Bedenken gegen die beabsichtigte außerordentliche Kündigung des Belegschaftsmitglieds A. wegen einer angeblich begangenen strafbaren Handlung


Sehr geehrte Damen und Herren,

in unserer heutigen Betriebsratssitzung haben wir über die von Ihnen beabsichtigte außerordentliche Kündigung des in unserem Betrieb als ... tätigen Herrn A. beraten.

Wir legen gemäß § 102 Abs. 2 BetrVG Bedenken gegen die fristlose Kündigung des Arbeitsverhältnisses von Herrn A. ein.

Laut Ihrem Schreiben vom ... stützen Sie die fristlose Kündigung darauf, dass es in den letzten Monaten immer wieder vorgekommen ist, dass verschiedenste Werkzeuge in der Abteilung, in der Herr A. tätig ist, verschwunden sind. Inwiefern Sie allein hieraus die Vermutung hegen können, dass Herr A. die Werkzeuge entwendet haben soll, ist uns schleierhaft.

Wie Ihnen zweifellos bekannt sein dürfte, ist nach höchstrichterlicher Rechtsprechung, so z.B. BAG, NZA 86, Seite 677, eine auf Verdacht gestützte außerordentliche Kündigung nur dann wirksam, wenn der Verdacht durch objektive Voraussetzungen begründet ist, aufgrund derer sich ein verständiger und gerecht abwägender Arbeitgeber zum Ausspruch der Kündigung veranlasst sehen durfte.

Nach der vorgenannten Rechtsprechungsauffassung zur Verdachtskündigung haben Sie auch vor Ausspruch der Kündigung alles Zumutbare zur Sachverhaltsaufklärung zu veranlassen, was bis dato offensichtlich nicht geschehen ist. Es wurden – nach unseren Informationen – weder Arbeitskollegen von Herrn A. befragt, ob sie im Hinblick auf das Verschwinden einiger Werkzeuge aus der Abteilung irgendwelche Angaben machen können, noch wurde Herr A. selbst mit dem Vorwurf konfrontiert und zur Stellungnahme aufgefordert.
Rein vorsorglich stellen wir auch in Abrede, dass hier überhaupt eine fristlose Kündigung gerechtfertigt wäre, wenn feststünde, dass Herr A. die Werkzeuge entwendet hätte. Wie Sie selbst mitteilten, haben die vermissten Gegenstände einen Wert von allenfalls ... Euro; es handelt sich also um Gegenstände von geringfügigem Wert. Insofern gehen wir davon aus, dass hier in jedem Fall, unter Würdigung aller Umstände, die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses mit Herrn A. der Arbeitgeberseite selbst dann bis zum Ablauf der Kündigungsfrist zuzumuten wäre, wenn Herrn A. in dem Zusammenhang vorsätzlich begangene Unterschlagungen nachgewiesen werden könnten.

Auch infolge der langen Zusammenarbeit mit Herrn A. – Herr A. ist seit ... Jahren in unserem Betrieb tätig, wobei es dabei nie zu irgendwelchen Unregelmäßigkeiten gekommen ist – steht hier die Frage der Unwirksamkeit einer außerordentlichen Kündigung – unabhängig von der ohnedies kaum vorhandenen Verdachtslage – außer jeglicher Diskussion. Die lange, wohl tadellose Zusammenarbeit mit Herrn A. würde in jedem Fall eine vorherige Abmahnung von Herrn A. erforderlich machen, wenn Herr A. sich nachweislich tatsächlich wegen Unterschlagung zulasten unseres Betriebs strafbar gemacht hätte. Hier ist dagegen der Kollege A. bis dato noch nicht einmal zur Stellungnahme zu den alles in allem haltlosen Vorwürfen aufgefordert worden.

Insgesamt erweckt Ihr Verhalten den Eindruck, dass Sie die Vorkommnisse in der Abteilung des Herrn A. nutzen wollen, um Herrn A. auf „billige Art und Weise“ gegen einen jüngeren und dynamischeren Arbeitnehmer austauschen zu können. Sollten Sie weiterhin an Ihrer fristlosen Kündigung festhalten, werden wir Herrn A. raten, fristgemäß arbeitsgerichtliche Schritte dagegen einzuleiten.

Mit freundlichen Grüßen


____________________
Betriebsratsvorsitzende/r
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